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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die Regelung des Zugangs von Lobbyisten ins Bundeshaus und dabei insbesondere die
Forderung nach Offenlegung der Interessenbindungen zur Schaffung von Transparenz
beschäftigte die Räte auch in diesem Berichtsjahr. Eine parlamentarische Initiative
Freysinger (svp, VS), die eine Offenlegung der jährlichen Einkünfte verlangte, die mit
Vorstands- und Verwaltungsratsmandaten erzielt werden, war 2009 erst im Ständerat
gescheitert (07.467). Eine weitere parlamentarische Initiative des Walliser SVP-
Politikers forderte eine angemessene Vertretung der Interessengruppen in den
Kommissionen, um die Konzentration spezifischer Interessen in einzelnen
Arbeitsgruppen zu verhindern (09.467). Der Vorstoss war in der vorberatenden
Staatspolitischen Kommission umstritten. Im Nationalrat wurde ihm dann aber mit 99
zu 74 Stimmen keine Folge gegeben. Die parlamentarische Initiative Graf-Litscher (sp,
TG), die den Zugang von Lobbyisten zum Bundeshaus gesetzlich regeln wollte,
scheiterte am Veto der Staatspolitischen Kommission des Ständerates. In der
Schwesterkommission im Nationalrat war sie noch unterstützt worden – allerdings nur
dank des präsidialen Stichentscheids. Damit stand zu diesem Thema im Berichtsjahr
noch die Motion Reimann (svp, SG) aus, die ebenfalls mehr Transparenz verlangt, von
der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates jedoch bereits zur Ablehnung
empfohlen worden war (09.3835). 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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Auch 2019 war Lobbying ein in den Medien regelmässig aufgenommenes Thema: 

Den Anfang machte kurz vor der Frühjahrssession ein Bericht von Transparency
International Schweiz (TIS). Lobbyismus sei nichts Schlechtes, gab TIS-Geschäftsführer
Alex Biscaro der NZZ zu Protokoll. Aber es müsse nach klaren Regeln erfolgen, was in
der Schweiz häufig nicht der Fall sei. Es sei nicht klar, «wer wann welche Eingaben und
Vorschläge im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses gemacht» habe, fasste die NZZ die
Erkenntnisse des Berichts zusammen. Zu Beginn eines Gesetzes, das in der Verwaltung
vorbereitet werde, würden zahlreiche Experten angehört und Betroffene sich mit
Wünschen und Anregungen einbringen, was häufig entscheidend sei für die
Stossrichtung eines Gesetzes, aber kaum dokumentiert werde. Auch für die Arbeit in
den parlamentarischen Kommissionen, wo unter Umständen wichtige Änderungen an
den Gesetzesvorlagen vorgenommen würden, würden Gutachten eingeholt und
Personen oder Organisationen angehört. Es sei durchaus sinnvoll, dass
Kommissionssitzungen vertraulich seien, aber die Liste mit den angehörten Personen
und Interessengruppen müsste öffentlich gemacht werden, forderte der Bericht. Des
Weiteren wurde die Kommissionsarbeit für das Fehlen eines Verhaltenscodex' gerügt,
mit dem geklärt werde, wie sich Parlamentsmitglieder mit Mandaten bei
Interessenorganisationen, die thematisch mit Kommissionsämtern verknüpft sind, zu
verhalten hätten. Es gebe keine klaren Ausstandsregeln bei Interessenkonflikten, nur
vage Empfehlungen. 
In einem internationalen Vergleich, in dem 65 Kriterien hinsichtlich Transparenz,
Integrität und Zugänglichkeit der Lobbyingsysteme bewertet wurden, belegte die
Schweiz beim TI-Bericht mit 30 von 100 möglichen Punkten lediglich den 11. Rang. Der
Bericht forderte einen «legislativen Fussabdruck», mit dem die verschiedenen
Einflussnahmen im Gesetzgebungsprozess transparent gemacht werden – eine
Forderung die von Regula Rytz (gp, BE) im September in Form einer parlamentarischen
Initiative aufgenommen und eingereicht wurde. Auch Lukas Reimann (svp, SG) kam
diesbezüglich im Tages-Anzeiger zu Wort: Es müsse etwas getan werden, weil
Parlamentsmitglieder nicht mehr ernst genommen würden: «Neun von zehn Personen,
die ich auf der Strasse frage, denken, dass in Bern alle gekauft sind.»

Für einigen Wirbel sorgte das Versicherungsvertragsgesetz, mit dem eine einseitige
Vertragsanpassung für die Versicherungen vorgesehen gewesen wäre. Die Aargauer
Zeitung zeichnete nach, dass «die Reformarbeiten von Lobbyisten ständig
hintertrieben» worden seien. Eigentlich hätte das Vertragsgesetz zugunsten der
Konsumentenschaft verbessert werden sollen, doch die neu eingeführten
Bestimmungen seien auch dank aktivem Lobbying, vor allem des Schweizerischen
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Versicherungsverbandes, «diskriminierend oder bestrafend» und gingen stark zulasten
der Versicherten.

In den Medien breit kommentiert wurde dann die «Mini-Reform» (Tages-Anzeiger), die
als Folge der «Kasachstan-Affäre» als einzige vom Parlament weiterbearbeitet werden
sollte. Der «Skandal» sei «ohne Folgen» geblieben, urteilte der Tages-Anzeiger. Auf die
parlamentarische Initiative für transparentes Lobbying wollte der Nationalrat zuerst gar
nicht eintreten. Nicht mal die Idee, dass Interessenvertreterinnen und -vertreter, die
von Parlamentsmitgliedern Zutritt zum Bundeshaus erhalten, ihre Aufträge offenlegen
müssten, schien im Parlament zu verfangen. Immerhin kam der nach den
eidgenössischen Wahlen 2019 neu zusammengesetzte Nationalrat auf seinen Entscheid
zurück, was in den Medien für leisen Optimismus sorgte: Der Tages-Anzeiger sprach
sogar von einem sich ankündigenden Paradigmenwechsel. 

Die Skepsis der Parlamentsmitglieder für mehr Transparenz wurde in der Presse damit
begründet, dass viele vom heutigen System profitieren würden. Sie selber würden
bestimmen, wer Zugang zum Bundeshaus habe und die Vergabe vor allem der ständigen
Zugänge – jedes Parlamentsmitglied kann zwei Badges vergeben – sei sehr exklusiv. Die
Räte müssten Macht abgeben, wenn die Lobbyierenden nicht mehr Bittstellende seien,
vermutete die NZZ. Auch von Seiten der Lobbyisten wurde signalisiert, dass ein
Akkreditierungssystem dem «Göttisystem» vorgezogen würde: Reto Wiesli, der
Präsident der Schweizerischen Public-Affairs-Gesellschaft, betonte, dass die
«Vermittlerrolle zwischen Politikern und Fachleuten» mehr Transparenz brauche, die
mit dem jetzigen System aber nicht gegeben sei. 
Wie wichtig die direkten Zugänge sind, zeigten die Bemühungen einzelner Verbände,
nachdem «ihre» Parlamentarierinnen und Parlamentarier bei den eidgenössischen
Wahlen nicht mehr gewählt worden waren. Die Zeitung «Le Temps» zeigte, welche
Verbände relativ rasch «un nouveau sésame» gefunden hatten. 
Allerdings seien nicht unbedingt die ständigen Zugänge das Problem, sondern die
Tagesausweise, die von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern vergeben werden
könnten und bei denen jegliche Transparenz fehle. Ein weiteres «Informationsleck»
machte die Aargauer Zeitung aus. Mit der neuen Legislatur dürfen die persönlichen
Mitarbeitenden von Parlamentsmitgliedern Einsicht in Kommissionsprotokolle haben.
Dies sei insbesondere dann heikel, wenn diese persönlichen Mitarbeitenden selber
Lobbyierende seien. 

Zudem sei auch wenig über die rund 424 Ex-Parlamentsmitglieder bekannt, die kraft
ihres ehemaligen Amtes ungehindert Zutritt zum Bundeshaus haben, wie die Aargauer
Zeitung die Diskussion um ein neues Element erweiterte. Ehemalige Ratsmitglieder
könnten einen Zugang für eine ganze Legislatur beantragen, müssten sich aber – anders
als die Besitzer eines permanenten Zugangs – weder in ein Register eintragen noch ihre
Interessenbindungen offenlegen. Welchen Hut die Altparlamentarierinnen und
-parlamentarier trügen und wer im Auftrag von welchen Unternehmen und Verbänden
auch Lobbying-Arbeit betreibe, wisse niemand, so die Zeitung weiter. 

Fokussiert wurde freilich nicht nur auf die Rolle der Lobbyierenden, sondern immer
mehr auch auf die Rolle der Parlamentarierinnen und Parlamentarier selber. Über den
Sommer wurde in den Medien vor allem die Intransparenz der Parlamentsmitglieder
hinsichtlich bezahlter Nebenmandate diskutiert. Die verschiedenen «Polit-Affären» in
der Romandie, wie die vermuteten Vorteilnahmen verschiedener Westschweizer
Politikerinnen und Politiker von der Aargauer Zeitung genannt wurden, liessen zudem
die Frage aufkommen, inwiefern gewählte Amtsträgerinnen und -träger Geschenke
annehmen dürften. Auch die Zeitung «Le Temps» beobachtete im Zuge der «affaires
récents romandes» eine grössere Zurückhaltung bei Parlamentsmitgliedern,
Einladungen anzunehmen. Allerdings gibt es für die gewählten Volks- und
Kantonsvertreterinnen und -vertreter lediglich Empfehlungen, wie sie sich bei
Geschenken und Einladungen zu verhalten haben. Solche dürften dann nicht
angenommen werden, wenn durch Annahme die Unabhängigkeit der Mandatsträgerin
oder des Mandatsträgers beeinträchtigt würde. Diese Empfehlung lasse zwar viel
Spielraum, es sei aber wohl nicht möglich, jeden Fall einheitlich zu behandeln und klare
Regeln zu setzen, kam «Le Temps» zum Schluss. 

Die Frage, welche Geschenke man annehmen darf, stellte sich dann nach den
eidgenössischen Wahlen 2019 noch einmal ziemlich virulent. Vor allem die rund 60
neuen Parlamentarierinnen und Parlamentarier wurden mit Einladungen, Apéros und
Give-aways «überhäuft», wie der «Blick» zu berichten wusste. Die Sonntags-Zeitung,
die eine entsprechende Umfrage bei den Neulingen machte, berichtete von Blumen,
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Büchern, Wein oder Aktentaschen. Unbedenklich seien private Geschenke von
Familienmitgliedern und Freunden sowie «sozial übliche» Geschenke, so der Leitfaden
zur Annahme von Vorteilen und zu Transparenz- und Offenlegungspflichten, den die
neuen Ratsmitglieder zu Beginn ihres Amtsantritts erhielten. Als ungeschriebenes
Gesetz gelte, das man behalten könne, was man an einem Tag essen und trinken könne,
schrieb Lukas Reimann (svp, SG) der Sonntags-Zeitung ins Notizheft. Buch über die
Zuwendungen führte der neu gewählte Felix Wettstein (gp, SO). Einen Monat nach
seiner Wahl wies er 71 Lobby-Kontakte, 53 Briefe, 14 E-Mails und 4 Pakete mit
Geschenken aus. Die meisten Schreiben stammten aus dem Gesundheitswesen (15) und
von Wirtschaftsverbänden (14). 

Eine im Tages-Anzeiger diskutierte Analyse des Abstimmungsverhaltens im Parlament
über Vorstösse, mit denen mehr Transparenz bei Interessenbindungen,
Parteienfinanzierung und dem Gesetzgebungsprozess hergestellt werden sollten,
zeigte, dass die «Mittepolitiker (...) meist Nein» sagen. In einem sogenannten
«Transparenz-Rating» fanden sich auf den 20 ersten Rängen nur Parlamentarierinnen
und Parlamentarier der SP und der Grünen wieder, die Forderungen für mehr
Transparenz unterstützten. Ausnahme bildete SVP-Politiker Lukas Reimann auf Rang 8,
der immer wieder selber Vorstösse für mehr Transparenz einreiche. Auf den hintersten
Plätzen fanden sich Fraktionsmitglieder der CVP und der FDP. Kurt Fluri (fdp, SO), der
sich auf einem dieser hintersten Plätze wiederfand, verteidigte seine ablehnende
Haltung damit, dass mit den meisten dieser Transparenz-Vorstösse lediglich
Scheintransparenz hergestellt würde.

Gar vor zu viel Transparenz warnte die «Weltwoche». Es gehe letztlich auch um die
Frage des Milizsystems: «Denn dieses basiert darauf, dass die Politik auf private Gelder
zurückgreift und dabei, ganz schweizerisch, gegenüber den Spendern Diskretion walten
lässt.» Zu viel gesetzlich verordnete Transparenz würde zum Ruf staatlicher
Subventionen von Parteien und letztlich zum Berufsparlament führen. 2

Die Interessenbindungen der Parlamentsmitglieder gaben stets Anlass zu Diskussionen.
Seit der Änderung des Parlamentsgesetzes 2002 müssen Parlamentsmitglieder bei
Amtsantritt alle ihre beruflichen Tätigkeiten, die Tätigkeiten in Führungs- und
Aufsichtsgremien und Beiräten oder ihre Beratungs- und Expertentätigkeiten
offenlegen. Das Register dieser Interessenbindungen wird von den Parlamentsdiensten
geführt, nachgetragen und veröffentlicht. Zwar werden also die Mandate ausgewiesen,
darüber welche Mandate in welchem Umfang bezahlt werden, herrscht aber wenig bis
keine Transparenz und verschiedene Anläufe, dies zu ändern, waren in der
Vergangenheit jeweils gescheitert. 

Allerdings schien der gesellschaftliche Druck diesbezüglich 2019 zu wachsen. Im
«Ämtlisammeln» seien die Bundespolitiker emsig wie Bienen, kritisierte etwa der
«Blick» die über 2'000 Interessenbindungen der 246 Parlamentsmitglieder. Darunter
befänden sich auch zahlreiche «gut bezahlte Pöstchen». SP-Nationalrätin Mattea Meyer
(sp, ZH) wolle dies mit einer parlamentarischen Initiative ändern. Um finanzielle und
politische Interessen durch lukrative Mandate nicht zu vermischen – der «Blick» zitierte
die Nationalrätin mit den Worten «das geht in manchen Fällen Richtung Käuflichkeit
und Korruption» – fordere Meyer einen «Lohndeckel für Ämtlisammler», lobte die
Zeitung. Einnahmen aus solchen Mandaten dürften laut der Forderung nicht höher sein
als die Entschädigung für die Parlamentsarbeit.  

Das Thema Transparenz war freilich nicht nur ein linkes, sondern auch ein rechtes
Anliegen. Auch Peter Keller (svp, NW) kommentierte in der «Weltwoche», dass
Zusatzbezüge offengelegt werden müssten. Das Parlament sei verseucht, weil sich ein
«Söldnerwesen» ausbreite: «Gewählte Volksvertreter sind in Wahrheit als bezahlte
Lobbyisten, Pöstli-Jäger und Verbandsfunktionäre unterwegs», so der Nationalrat.
Auslöser für den Beitrag von Keller war eine Untersuchung der «Weltwoche», die der
Frage nach der Käuflichkeit von Politikerinnen und Politikern nachging.
Parlamentsmitglieder würden bis zu 30 Mandate anhäufen und sich dafür stattlich
bezahlen lassen. «Topverdiener» würden wohl gegen eine Million Franken verdienen,
rechnete das Wochenblatt vor. Ähnliche Zahlen präsentierte Cédric Wermuth (sp, AG)
in seinem von ihm veranlassten «Lobby-Report», in dem zwei Journalisten auflisteten,
wie viel Geld die Finanz- und Versicherungsbranche an Politikerinnen und Politiker
bezahlten. Die Vergütung dieser rund 200 untersuchten Mandate – knapp zehn Prozent
aller Mandate im Parlament – schätzten sie auf rund CHF 6.5 Mio. – eine Zahl, die in den
Medien einiges Echo fand. Beide Untersuchungen zeigten freilich vor allem, wie
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schwierig es ist, verlässliche Zahlen zu erhalten, die ohne Transparenz lediglich
Schätzungen sein können. 

Diskutiert wurde zudem die Idee einer Volksinitiative, mit der die Transparenz von
Nebeneinkünften gefordert wurde. Ein ähnliches Begehren war bereits 2011 lanciert
worden, letztlich aber an der Unterschriftenhürde gescheitert. Einer der damals
federführenden Initianten, Lukas Reimann (svp, SG), gab dem «Sonntags-Blick» zu
Protokoll, dass es in den letzten Jahren noch «viel schlimmer» geworden sei. Es sei
offensichtlich, dass «etliche» Parlamentsmitglieder «im Interesse ihrer Geldgeber
stimmten». Damals wie heute mit im Komitee sass auch Aline Trede (gp, BE). Es gebe
zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier, die «ein Nebenamt bei einer
Krankenkasse haben und munter das Gesundheitswesen prägen», so die Nationalrätin
ebenfalls im Sonntags-Blick. Wer sich nicht an die Offenlegungspflicht halte oder
betrüge, solle aus den Kommissionen verbannt werden, so die Forderung der Initiative,
für die allerdings bis Ende 2019 die Unterschriftensammlung nicht gestartet worden
war. 

Kurz vor den eidgenössischen Wahlen lancierte auch Regula Rytz (gp, BE) einen in den
Medien aufgenommenen Vorstoss in Form einer parlamentarischen Initiative, der sich
den Europarat zum Vorbild nahm. Dort müssen alle Einnahmen über € 200 mit Herkunft
angegeben werden. Dieser Regelung unterwarfen sich aktuell zehn der zwölf
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier, die im Parlament des Europarates
sitzen. Alfred Heer (svp, ZH), einer dieser zehn, glaubte allerdings nicht an den Nutzen
dieser Transparenz. Die Angaben würden nicht überprüft und es könnten beliebige
Erträge angegeben werden. Thomas Müller (svp, SG), neben Hannes Germann (svp, SH)
einer der beiden Parlamentarier, die sich als Mitglied der Delegation den Regeln nicht
unterwerfen wollten, befand in der Aargauer Zeitung, dass auch Politiker «Anspruch auf
Privatsphäre» hätten. Was er verdiene, gehe niemanden etwas an. Hannes Germann
warnte, dass die angestrebte Regelung in der Schweiz viele Leute abschrecken könnte,
ein Parlamentsmandat zu übernehmen, weil sie in einem Milizsystem ja auf Einkünfte
neben den Parlamentarierentschädigungen angewiesen seien. 3

Den Europarat als Vorbild nehmen wollte Regula Rytz (gp, BE) mit ihrer
parlamentarischen Initiative, mit der sie die Deklaration von Einkünften aus Mandaten
bei Interessenorganisationen forderte. Die Offenlegung der Interessenbindungen der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier sei noch immer mangelhaft geregelt,
begründete die Bernerin in der Ratsdebatte, die nötig geworden war, weil die SPK-NR
dem Anliegen mit 14 zu 9 Stimmen bei einer Enthaltung keine Folge geben wollte.
Mängel gebe es einerseits hinsichtlich Kontrolle der Einträge ins Register der
Interessenbindungen, die die Parlamentsmitglieder vornehmen müssen, so Rytz weiter.
Es werde nicht überprüft, ob diese Einträge vollständig und richtig seien. Andererseits
fehlten jegliche Angaben zu Einkünften, die mit diesen Mandaten erzielt würden. Diese
Intransparenz werde immer wieder von internationalen Gremien wie der Greco oder
Transparency International kritisiert. Es sei aber – so zeige eben das Beispiel Europarat
– ganz einfach, hier Transparenz zu schaffen und diese Einnahmen offenzulegen. 
Kommissionssprecher Gerhard Pfister (mitte, ZG) eröffnete sein im Namen der SPK-NR
vorgetragenes Plädoyer gegen den Vorstoss damit, dass nichts dagegen spreche, dass
Forderungen immer wieder neu gestellt würden. In der Tat waren in den vergangenen
Jahren gleich zwei ähnliche parlamentarische Initiativen abgelehnt worden: Sowohl der
Initiative Berberat (sp, NE; Pa.Iv. 15.438) als auch der Initiative Reynard (sp, VS; Pa.Iv.
18.476) war keine Folge gegeben worden. Allerdings müsse man im Falle wiederholter
Vorstösse auch damit rechnen, dass die Gegenargumente die immer gleichen seien,
setzte Pfister fort. Im Europarat habe man die Regelungen wegen gravierender
Korruptionsfälle eingeführt. Dies sei ebensowenig auf die Schweiz übertragbar, wie die
Kritik der Greco, die auf ein Berufs-, nicht aber auf ein Milizparlament passen würde.
Wenn ein Parlamentsmandat nicht vollberuflich ausgeübt werde, mache die
Offenlegung von Nebeneinkünften keinen Sinn, da ja damit keine Offenlegung der
hauptberuflichen Tätigkeit einhergehe. Man müsse nun die Abstimmung zur
Transparenzinitiative abwarten und schauen, wie die Bevölkerung zu mehr Offenlegung
stehe. Je nachdem müssten dann die verschiedenen Vorstösse neu beurteilt werden,
schloss Pfister. 
Ohne weitere Diskussion folgte der Nationalrat mit 100 zu 80 Stimmen seiner
Kommissionsmehrheit und gab auch dieser Initiative keine Folge. Die Befürworterinnen
und Befürworter fanden sich in den Fraktionen der SP, der Grünen und dem Grossteil
der GLP. Mit Lukas Reimann (svp, SG) und Barbara Steinemann (svp, ZH) fand das
Anliegen für mehr Transparenz auch Unterstützung bei zwei SVP-Ratsmitgliedern. 4
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Eine erneute Diskussion über die Offenlegung aller Interessenbindungen von
Parlamentsmitgliedern erachte die Mehrheit der SPK-NR als nicht nötig, habe man
doch erst vor zwei Jahren verschiedene Anpassungen am Parlamentsgesetz
vorgenommen und dort auch die Offenlegungspflichten geregelt, fasste Mathias Jauslin
(fdp, AG) die Position der Kommission in der Herbstsession 2020 zusammen. Die
Forderungen der parlamentarischen Initiative Reynard (sp, VS) seien dort zumindest
teilweise schon erfüllt worden: die Auflistung der beruflichen Tätigkeit mit Funktion
und Arbeitgeber, die Deklaration von Beratungs- und Expertentätigkeiten für den Bund
und für Interessengruppen, die Nennung von Tätigkeiten im Bereich von Führungs- und
Aufsichtsaufgaben, die Offenlegung der Mitwirkung in Kommissionen und Organen des
Bundes sowie die Angabe, ob eine Tätigkeit bezahlt oder ehrenamtlich ist. Eine
Offenlegung der Finanzen, wie sie der Vorstoss Reynard jetzt verlange, sei schon damals
nicht mehrheitsfähig gewesen. Das Milizsystem würde mit solchen Forderungen
«torpediert». Nur in einem Berufsparlament, das vollständig staatlich finanziert sei, sei
es sinnvoll, «jeden zusätzlich verdienten Franken zu deklarieren». Der Europarat könne
zudem nicht als Vorbild dienen – Reynard hatte in der Begründung seines Vorstosses
sowie in seinem Plädoyer darauf verwiesen, dass diejenigen Parlamentsmitglieder, die
gleichzeitig Mitglied des Europarats sind, die von seiner Initiative vorgesehenen Regeln
bereits umsetzen würden –, seien doch dort «massive Korruptionsfälle» Auslöser für
die strengen Offenlegungspflichten gewesen. In der Schweiz funktionierten die
geltenden Regelungen gut und das System der Freiwilligkeit genüge – so Jauslin
abschliessend. Die Bitte von Ada Marra (sp, VD), die die Kommissionsminderheit vertrat
und darauf hinwies, dass Mathias Reynard am heutigen Tag Geburtstag habe und man
ihm mit der Annahme der Initiative ein Geschenk machen könne, verhallte bei der
Mehrheit der Volksvertreterinnen und -vertreter ungehört. Mit 113 zu 67 Stimmen (9
Enthaltungen) wurde das Anliegen versenkt. Nur die SP- und die GP-Fraktion,
unterstützt von Lukas Reimann (svp, SG) und Yvette Estermann (svp, LU), hätten sich
mehr Transparenz im Sinne der Vorlage gewünscht. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Mit 105 zu 70 Stimmen lehnte der Nationalrat eine Motion Reimann (svp, SG) ab, die ein
transparentes Lobbyregister gefordert hätte. Mit dem Vorstoss wollte Lukas Reimann
die Büros der beiden Räte verpflichten, Protokoll zu führen über die Personen und
Organisationen, die Einfluss auf die Gesetzgebung nehmen, sowie über deren
Auftraggeber, deren eingesetzte Methoden und Mittel und deren angepeilte
Mandatsträgerinnen und -träger. Interessenvertretung sei legitim und notwendig, aber
es fehle an Transparenz. Man wisse nicht, wer wessen Interessen vertrete. Mit einem
öffentlich einsehbaren Register würde dies verbessert. 
In der Ratsdebatte machte der St. Galler SVP-Nationalrat seinem Ärger Luft, indem er
darauf hinwies, dass er seine Idee bereits 2009 eingereicht habe, diese aber damals
schon abgelehnt worden sei mit der Begründung, man sei bereits daran, etwas zu tun.
In der Tat hatte das Büro des Nationalrates mit eben dieser Argumentation für eine
Ablehnung der Motion geworben. Die SPK-NR und die SPK-SR hatten nämlich in der
Zwischenzeit einigen parlamentarischen Initiativen Folge gegeben. So sollen etwa mit
den parlamentarischen Initiativen Berberat, Caroni, Keller und Streiff-Feller der Zugang
zum Parlament, Pflichten zu Angaben über berufliche Tätigkeiten sowie zu Einkünften
und Auftraggeber der Lobbyisten geregelt werden. 6

MOTION
DATUM: 14.09.2016
MARC BÜHLMANN

Organisation der Bundesrechtspflege

Nur knapp, mit 89 zu 82 Stimmen (4 Enthaltungen), lehnte der Nationalrat die Motion
von Lukas Reimann (svp, SG) ab, mit der Interessenbindungen in der Judikative
offengelegt werden sollten. Man habe in diesem Rat zwar über Interessenbindungen in
der Exekutive diskutiert (Mo. 17.4127; Po. 17.3423) und in der Regel stünden ja die
Lobbyingtätigkeiten in der Legislative im Fokus. Wo aber niemand hinschaue, seien die
Tätigkeiten der Judikative, führte der Motionär bei der Ratsdebatte in der
Sommersession 2019 aus. In Zeiten, in denen das Bundesgericht Volksentscheide für
ungültig und Verordnungen für illegal erkläre, müssten auch die Interessenbindungen
der Richterinnen und Richter transparent gemacht werden. Er sei selber lange genug in
der GK gesessen, um sagen zu können, dass Richterwahlen hochpolitisch seien. 
Justizministerin Karin Keller-Sutter gab zu bedenken, dass Richterinnen und Richter
per Verfassung zu Unabhängigkeit verpflichtet seien und aussergerichtliche Tätigkeiten,
mit welchen diese Unabhängigkeit beeinträchtigt werden könnte, verboten seien. Bei
Befangenheit müsse in den Ausstand getreten werden. Diese strengen Regeln würden
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ein Register mit Interessenbindungen eigentlich obsolet machen, so die Bundesrätin
weiter. Freilich gab sie am Ende ihrer Stellungnahme zu bedenken, dass Wertfreiheit
wohl nicht möglich sei, dass jeder Mensch in diesem Sinne Interessen vertrete, die auch
durch Erziehung, Umwelt oder Erfahrungen entstanden seien. 
Geschlossen gegen den Vorstoss stimmten die Fraktionen von SP, GLP, FDP und BDP.
Die Ja-Stimmen stammten von Mehrheiten der GP, der SVP und der CVP. 7

Wahl- und Abstimmungsverfahren

In der Herbstsession 2020 beugte sich der Nationalrat als Zweitrat über den von der
SPK-SR ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag zur Transparenzinitiative, mit dem
mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung geschaffen werden soll. Nicht weniger als
40 Wortmeldungen zeugen von der Bedeutung, die der Vorlage auch in der grossen
Kammer entgegengebracht wurde. Die beiden Sprecher der SPK-NR – Andri
Silberschmidt (fdp, ZH) und Damien Cottier (fdp, NE) – plädierten für Eintreten und
warben für einige von ihrer Kommission vorgenommene gewichtige Änderungen des
ständerätlichen Vorschlags: Die Mehrheit der Kommission stelle sich, anders als von der
kleinen Kammer vorgeschlagen, gegen jegliche Offenlegung des Namens von
Spenderinnen und Spendern, verlange aber nebst der Offenlegung der Einnahmen auch
jene der Ausgaben von politischen Akteuren, jedoch ohne dass hier erhaltene
Zuwendungen offengelegt werden müssten. Ebenfalls abweichend zum Ständerat
schlage die Mehrheit der Kommission vor, dass bei Abstimmungen und Wahlen bereits
Kampagnenbudgets von CHF 50'000 offengelegt werden – der Ständerat hatte hier eine
Obergrenze von CHF 250'000 vorgesehen und auch die Initiative sah eine höhere
Obergrenze von CHF 100'000 vor. Schliesslich – so die beiden Kommissionssprecher –
müsse diese Offenlegungspflicht nicht nur für Kandidierende für den Nationalrat,
sondern auch für jene für den Ständerat gelten.
Zuerst wurde über Eintreten verhandelt. Eine Kommissionsminderheit bestehend aus
Mitgliedern der SVP-Fraktion begründete ihren Nichteintretensantrag mit den zu
komplizierten Transparenzregeln, die vom Vorschlag vorgesehen seien; das Vertrauen in
die Politik würde so eher geschwächt als gestärkt. Gregor Rutz (svp, ZH) bezeichnete die
Vorlage gar als «Absurdität»: Es bestehe kein Handlungsbedarf und der Vorwurf, die
Schweizer Politik sei korrupt, – Rutz nahm Explizit auf die Vorwürfe der GRECO Bezug –
sei «Unsinn». Transparenz brauche man dort, wo demokratische Defizite bestünden,
was in der Schweiz nicht der Fall sei. Nadine Masshardt (sp, BE), ihres Zeichens Co-
Präsidentin des Trägervereins der Transparenz-Initiative, plädierte für die SP-Fraktion
für Eintreten: Die SPK-NR habe den Gegenvorschlag wirkungslos gemacht, was
insbesondere hinsichtlich der Offenlegung der Spenderinnen und Spender wieder zu
korrigieren sei. Ins gleiche Horn stiess Irène Kälin (gp, AG) für die Fraktion der Grünen.
Ohne Offenlegung von Spenden könne nicht von Transparenz gesprochen werden. Ihre
Fraktion sei deshalb für Eintreten, um hier Korrekturen anzubringen. Auch die Mitte-
Fraktion plädierte via ihre Sprecherin Marianne Binder-Keller (cvp, AG) für Eintreten,
auch wenn die CVP sowohl gegen die Initiative als auch gegen den hier vorliegenden
Vorschlag sei. Dies einerseits, weil die Bestrebungen letztlich auf eine staatliche
Parteienfinanzierung hinausliefen, und andererseits, weil eine Forderung der CVP nicht
erfüllt sei, nämlich die Offenlegung von indirekten Spenden und Querfinanzierungen
beispielsweise durch Gewerkschaften und Wirtschaftsverbände. Doris Fiala (fdp, ZH)
sprach von «Zeitgeist», der im Moment mehr Transparenz fordere. Allerdings sei diese
Forderung in einem Milizsystem umsichtiger umzusetzen als bei einem System mit
Profipolitikerinnen und -politikern – Fiala nahm Bezug auf ihr Mandat im Europarat, bei
dem sie einer sehr strengen Offenlegungspflicht unterworfen sei. Auch die FDP wolle
keine staatliche Parteienfinanzierung und die Wahrung der Privatsphäre auch bei
politischen Zuwendungen. Der Trend für mehr Transparenz werde «auch vor den Türen
der Schweizer Parteien keinen Halt machen», vermutete Corina Gredig (glp, ZH) und
plädierte für ihre GLP-Fraktion nicht nur für Eintreten, sondern auch für die
Offenlegung der Namen von Spenderinnen und Spendern. Vor der Abstimmung über
Eintreten meldete sich auch Justizministerin Karin Keller-Sutter zu Wort. Sie erinnerte
daran, dass ein gänzlicher Verzicht der Offenlegung von Spenden ein Kernstück der
Transparenzinitiative entfernen würde. Der wesentlich tiefere Schwellenwert von CHF
50'000 für die Offenlegung von Kampagnen wiederum ziehe wohl vor allem
bürokratischen Aufwand nach sich. Zudem sei die Forderung nach einer Offenlegung
der Kampagnenzuwendungen von Ständeratskandidierenden deshalb heikel, weil ja
eigentlich die Kantone für die Wahlen in die kleine Kammer verantwortlich seien. Sie
bat den Rat aber auch deshalb um Eintreten, weil es sinnvoller sei, eine Regelung auf
Gesetzesstufe anzubringen als in der Verfassung. Wie aufgrund der Sprecherinnen und
Sprecher nicht anders zu erwarten war, stimmte die Mehrheit der anwesenden

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.09.2020
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.21 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Nationalrätinnen und Nationalräte für Eintreten. Die 57 Nein-Stimmen stammten aus
der SVP- (52 Stimmen) und der FDP-Fraktion (5 Stimmen), hatten aber gegen die 136 Ja-
Stimmen keine Chance. 

In der Folge ging es um die bereits in der Eintretensdebatte angekündigten
Änderungsanträge. Eine Mehrheit von 135 zu 56 Stimmen folgte dem
Kommissionsvorschlag, dass Parteien nicht nur wie vom Ständerat vorgesehen ihre
Einnahmen, sondern auch ihre Ausgaben offenlegen müssen. Der SVP-
Minderheitsantrag, der dem Ständerat folgen wollte, scheiterte also deutlich.
Wesentlich knapper scheiterte der Minderheitsantrag Streiff (evp, BE), mit dem die
Offenlegung von Spenden gefordert worden wäre, nicht aber wie vom Ständerat
vorgesehen mit einer Obergrenze von CHF 25'000, sondern mit einer Obergrenze von
CHF 10'000. Die 94 Stimmen der geschlossenen Fraktionen von SP und Grünen,
unterstützt von 15 Stimmen der Grünliberalen – einzig Martin Bäumle (glp, ZH) sprach
sich für die Mehrheit aus, die die Offenlegung der Spenden ganz streichen wollte –
sowie von 9 Stimmen aus der Mitte-Fraktion und den 2 SVP-Stimmen von Mike Egger
(svp, SG) und Lukas Reimann (svp, SG) reichten gegen die 96 Stimmen für die
Kommissionsmehrheit nicht aus. Der Vorschlag der Kommission obsiegte auch bei der
Frage nach der Höhe der Kampagnenausgaben. Nicht CHF 250'000 wie vom Ständerat
und einer Minderheit Bircher (svp, AG) vorgesehen (130 zu 60 Stimmen), aber auch nicht
CHF 100'000, wie von der Minderheit Streiff vorgeschlagen (171 zu 18 Stimmen), sondern
Kampagnenausgaben von CHF 50'000 sollen neu eine Offenlegung zwingend machen.
Angenommen wurde auch der Vorschlag, dass die einzureichenden Dokumente
stichprobenweise zu kontrollieren seien. 
Da damit aber keiner der Minderheitsanträge eine Mehrheit gefunden hatte und die von
praktisch allen Fraktionen kritisierte, von der SPK-NR ziemlich verwässerte Vorlage so
insgesamt zu viele Gegnerinnen und Gegner hatte, kam es bei der Gesamtabstimmung
wenig überraschend zu einer deutlichen Abfuhr. Lediglich noch 17 Stimmen aus der
FDP-Fraktion sowie eine Stimme aus der Mitte-Fraktion (Martin Landolt (bdp, GL))
unterstützten die Vorlage; standen aber gegen die 168 Gegenstimmen (9 Enthaltungen)
auf verlorenem Posten. Damit wird der Ball dem Ständerat zurückgespielt. 8
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